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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Fr. 9932.) Geſetz, betreffend das Verwaltungsſtrafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen 
die Zollgeſetze und die ſonſtigen Vorſchriften über indirekte Reichs- und 
Landesabgaben ſowie die Beſtimmungen über die Schlacht- und die Wildpret- 
ſteuer. Vom 26. Juli 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang 
der Monarchie mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


A. Grenze der Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und der gerichtlichen 
Strafverfolgungsbehörden. 


. 

Bei Zuwiderhandlungen gegen die Ein-, Aus- oder Durchfuhrverbote fo: 
wie die Vorſchriften wegen Erhebung der Zölle und der indirekten Reichs- und 
Landesabgaben ſind die Behörden und Beamten der Verwaltung der indirekten 
Steuern zur vorläufigen Feſtſtellung des Sachverhalts im Verwaltungswege 
zuſtändig. 

92 


Bei Zuwiderhandlungen der genannten Art, welche nur mit Geldſtrafe 
oder mit Einziehung, allein oder in Verbindung mit einander, bedroht ſind, 
ſteht den Behörden dieſer Verwaltung auch die Entſcheidung zu, es ſei denn, 
daß durch die Zuwiderhandlung zugleich andere Strafgeſetze verletzt ſind, wegen 
eren Uebertretung die Verfolgung noch eintreten kann, oder daß der Beſchuldigte 
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wegen der Zuwiderhandlung feſtgenommen und nicht alsbald wieder freigelaffen, 
ſondern dem zuſtändigen Richter vorgeführt iſt. 

Die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden zur Entſcheidung gegen den 
Thäter oder Theilnehmer umfaßt die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung gegen den⸗ 
jenigen, welcher einen rechtlichen Anſpruch auf den der Einziehung unterliegenden 
Gegenſtand beſitzt (den Einziehungsbetheiligten) und, ſoweit nicht reichsgeſetzlich 
ein Anderes beſtimmt iſt, auch gegen denjenigen, der nach Vorſchrift der Zoll— 
und Steuergeſetze für die dem Thäter oder Theilnehmer auferlegten Geldſtrafen 
und Unterſuchungskoſten haftet (den Vertretungspflichtigen). 


. 3. 

Iſt die Entſcheidungsbefugniß der Verwaltungsbehörden begründet, ſo 
findet ein Einſchreiten der Staatsanwaltſchaften und der Gerichte wegen der 
Zuwiderhandlung vor Erlaß des Strafbeſcheides nicht ſtatt, ſofern nicht die 
zuſtändige Verwaltungsbehörde ſich der Entſcheidung enthalten und die Sache 
zum gerichtlichen Verfahren abgegeben hat. Dagegen ſchließt die bloße Unter⸗ 
ſuchungsberechtigung der Verwaltungsbehörden die ſofortige Aufnahme der gericht- 
lichen Strafverfolgung nicht aus. 

Die im $. 161 Abſatz 1 der Strafprozeßordnung vorgeſehenen Pflichten der 
Behörden und Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes erſtrecken ſich auch 
auf Zuwiderhandlungen der hier bezeichneten Art. Die genannten Behörden 
und Beamten haben ſolche Zuwiderhandlungen ohne Verzug der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde anzuzeigen, welcher ſie ferner die entſtandenen Verhandlungen 
zu überſenden haben, wenn nicht Zuſammentreffen mit anderen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen oder der Fall der Feſtnahme vorliegt. 

Die Vorſchriften über die Anzeigepflicht und die Mitwirkung anderer 
Behörden und Beamten bleiben in Kraft. 


B. Sachliche Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden. 


F. 4. 


Die Unterſuchung im Verwaltungswege wird von den Hauptzoll⸗ und 
Hauptſteuerämtern geführt, welche ſich bei derſelben der ihnen unterſtellten Aemter 
und Beamten bedienen, auch andere Behörden und Beamten der Verwaltung 
der indirekten Steuern um Beiſtand erſuchen können. 


$. 5. 
Die Entſcheidung erfolgt durch die Hauptzoll- oder Hauptſteuerämter 
1) bei allen Zuwiderhandlungen, welche lediglich Ordnungsſtrafen nach 
ſich ziehen; 


2) bei allen Zuwiderhandlungen, welche nur mit Geldftrafe von höchſtens 
300 Mark, allein oder in Verbindung mit Einziehung, bedroht ſind, 

3) bei Hinterziehungen, bei denen die Strafe zwiſchen einem beſtimmten 
Mindeft- und einem beſtimmten Höchſtbetrage bemeſſen werden muß, 
wenn nach den Umſtänden des Falles keine höhere als die eben be— 
zeichnete Strafe feſtzuſetzen iſt, 

4) wenn allein die Einziehung oder nur noch die Vertretungspflicht in 

Frage kommt. 

In allen ſonſtigen Fällen entſcheiden die Provinzialſteuerbehörden. 

Iſt eine Perſon mehrerer Zuwiderhandlungen beſchuldigt, oder ſind bei 
einer Zuwiderhandlung mehrere Perſonen betheiligt, ſo kann die Provinzialſteuer⸗ 
behörde über alle Zuwiderhandlungen und gegen alle Betheiligten entſcheiden, 
wenn ſie für eine Zuwiderhandlung oder einen Betheiligten zuſtändig iſt. 

Die Zuſtändigkeit der Erbſchaftsſteuerämter bleibt unberührt. 

Für die Hohenzollernſchen Lande wird die ſachliche Zuſtändigkeit durch den 
Finanzminiſter beſtimmt. 


F. 6. 

Die Entſcheidung über die Beſchwerde ($. 38 Abſatz 1) ſteht der Provinzial— 
ſteuerbehörde zu, wenn der angefochtene Strafbeſcheid von einer ihr unterſtellten 
Behörde erlaſſen iſt. Ueber die Beſchwerde gegen Strafbeſcheide der Provinzial- 
ſteuerbehörden entſcheidet der Finanzminiſter. 


C. Oertliche Zuſtändigkeit. 


6.17 

Die örtliche Zuſtändigkeit iſt ſowohl bei derjenigen Verwaltungsbehörde 
begründet, in deren Bezirk der Beſchuldigte zur Zeit der Einleitung des Ver— 
fahrens ſeinen Wohnſitz oder, in Ermangelung deſſelben, ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, als auch bei derjenigen Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die 
Zuwiderhandlung begangen oder entdeckt iſt. 

Unter mehreren hiernach zuſtändigen Verwaltungsbehörden gebührt der⸗ 
jenigen der Vorzug, welche die Unterſuchung zuerſt eröffnet hat. Die Unter⸗ 
ſuchung und Entſcheidung kann jedoch auf Erſuchen von einer anderen zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde übernommen oder einer ſolchen von der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde übertragen werden. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung der Verwaltungsbehörde kann auf alle 
Zuwiderhandlungen deſſelben Beſchuldigten, wie auf alle bei einer Zuwiderhand⸗ 
lung betheiligten Perſonen ausgedehnt werden, für welche die Verwaltungsbehörde 
ſachlich zuſtändig iſt. Als bei der Zuwiderhandlung betheiligt gelten in Stempel⸗ 
ſachen alle Perſonen, welche fich hinſichtlich der Nichtverſteuerung einer Urkunde 
oder eines Geſchäfts ſtrafbar gemacht haben. 
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D. Zuſtellungen und Ladungen. 


$. 8. 
Auf das Verfahren bei Zuſtellungen finden die Vorſchriften der Civil— 
prozeßordnung mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Zuſtellungen 
auch durch Beamte der Verwaltung der indirekten Steuern bewirkt werden können. 


H. 9. 


Der Finanzminiſter kann einfachere Formen für Zuſtellungen anordnen. 


F. 10. 

Zuſtellungen für eine dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende 
Perſon des Soldatenſtandes erfolgen durch Erſuchen der Militärbehörde und 
werden durch das ſchriftliche Zeugniß der letzteren, daß und wann die Behändigung 
erfolgt iſt, nachgewieſen. Mit dem Tage der Behändigung gilt die Zuftellung 
als bewirkt. 

F. 11. 

Ladungen geſchehen durch Zuſtellung einer das Erſcheinen in dem an— 
beraumten Termine anordnenden Verfügung, welche zugleich den Hinweis auf 
die geſetzlichen Folgen des Ausbleibens enthalten muß. 


E. Friſten. 


F. 12. 
Für die Berechnung der Friſten finden die Vorſchriften der $$. 42, 43 
der Strafprozeßordnung Anwendung. 


F. Beſchlagnahme und Durchſuchung. 


F. 13. 

Gegenſtände, welche der Einziehung unterliegen oder als Beweismittel für 
die Unterſuchung von Bedeutung ſein können, ſind in Beſchlag zu nehmen, 
wobei die $$. 95 Abſatz 1, 96 und 97 der Strafprozeßordnung zur entſprechenden 
Anwendung gelangen. 

Zur Sicherung der den Beſchuldigten vorausſichtlich treffenden Geldſtrafe, 
der Koſten des Verfahrens und der Abgaben können ferner die bei Begehung 
der Zuwiderhandlung in ſeinem Gewahrſam befindlichen Transportmittel und 
ſonſtige von ihm mitgeführte Gegenſtände — ausgenommen Arbeitsgeräthe — 
mit Beſchlag belegt werden, wenn fein Wohnſitz unbekannt oder außerhalb des 
Deutſchen Reiches gelegen iſt. Die bezeichneten Transportmittel können in allen 


* 


Fällen, wo es nach Art oder Umfang der Gegenſtände zur Ausführung des 
Transports erforderlich iſt, unentgeltlich dazu benutzt werden, die in Beſchlag 
genommenen Gegenſtände bis zur nächſten Amtsſtelle zu befördern, bei welcher 
deren Aufbewahrung möglich iſt. 

Die Anordnung der Beſchlagnahme und der in dem vorhergehenden Ab— 
ſatze erwähnten Benutzung ſteht dem unterſuchungführenden Hauptamte, dem 
Bezirksoberinſpektor oder dem Bezirksoberkontroleur, bei Gefahr im Verzuge auch 
Zoll⸗ und Steuerbeamten geringeren Ranges zu. Die Ausführung kann über⸗ 
haupt durch jeden Zoll- oder Steuerbeamten erfolgen, Beamte geringeren Ranges 
haben nach Anordnung einer Beſchlagnahme binnen drei Tagen die Beſtätigung 
des Bezirksoberkontroleurs oder des Hauptamtes nachzuſuchen. Auch kann der 
Betroffene jederzeit auf die hauptamtliche Entſcheidung antragen. 

Für Beſchlagnahmen in militäriſchen Dienſtgebäuden gilt $. 98 Abſatz 4 der 
Strafprozeßordnung. 

Die Beſchlagnahme von Briefen und Sendungen auf der Poſt ſowie von 
Telegrammen auf den Telegraphenanſtalten findet im Verwaltungsſtrafverfahren 
nicht ftatt. 

F. 14. 

Die Beſchlagnahme behält ihre Wirkſamkeit bis zur vollſtändigen Erledigung 
des Strafverfahrens wegen der Zuwiderhandlung oder bis zu ihrer Aufhebung 
durch die Verwaltungsbehörde. 

Die Beſchlagnahme iſt ſchon vor Beendigung der Unterſuchung von dem 
für dieſe zuſtändigen Hauptamte oder, ſo lange die in Beſchlag genommenen 
Sachen an das bezeichnete Hauptamt noch nicht gelangt ſind, von der nächſten 
Zoll» oder Steuerbehörde aufzuheben, wenn der Grund derſelben weggefallen und 
ein ſonſtiger geſetzlicher Anlaß zur Zurückbehaltung nicht gegeben iſt. Die Frei⸗ 
gabe der Transportmittel und ſonſtigen nur zur Sicherung der Forderungen der 
Staatskaſſe in Beſchlag genommenen Gegenſtände muß auch dann verfügt werden, 
wenn nachgewieſen wird, daß die Transportmittel und Sachen Eigenthum einer 
bei der Zuwiderhandlung nicht betheiligten, auch nicht vertretungspflichtigen 
Perſon ſind. 


§. 15. 


In Beſchlag genommene Gegenſtände, deren Aufbewahrung, Pflege und 
Unterhalling einen unverhältnißmäßigen Koſtenaufwand erfordert, oder welche 
dem Verderben ausgeſetzt find, können auf Anordnung des zuſtändigen Haupt- 
amtes nach Ablauf von drei Tagen, bei Gefahr im Verzuge auch ſchon vorher 
veräußert werden. 

Von dem Zeitpunkte und dem Orte der Veräußerung, welche nach den 
Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren erfolgt, ſoll der Beſchuldigte 
und, wenn dieſer nicht der Eigenthümer iſt, auch der letztere nach Möglichkeit 
vorher benachrichtigt werden. 
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§. 16. 


Sind die in Beſchlag genommenen, der Einziehung unterliegenden Gegen- 
ſtände von einem Unbekannten, welcher auf der Zuwiderhandlung betroffen, aber 
entkommen iſt, zurückgelaſſen worden, ſo verfallen ſie oder ihre Erlöſe ohne 
weiteren Ausſpruch der Staatskaſſe, wenn ſich innerhalb einer Friſt von drei 
Monaten nach der Beſchlagnahme der Betroffene oder der Eigenthümer nicht 
gemeldet hat. Die Veräußerung der Gegenſtände kann von dem Hauptamte 
nach Ablauf einer Woche, von der Beſchlagnahme an gerechnet, auch dann an- 
geordnet werden, wenn der Fall des H. 15 nicht vorliegt. 


F. 17. 


Die Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit von Durchſuchungen im Ver⸗ 
waltungswege beſtimmen ſich nach den hierauf bezüglichen Vorſchriften der Zoll- 
und Steuergeſetze. Soweit in dieſen Geſetzen Durchſuchungen im Verwaltungs⸗ 
wege nicht vorgeſehen ſind, können die nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim— 
mungen zuſtändigen Behörden und Beamten um Anordnung und Ausführung 
von Durchſuchungen erſucht werden, welche alsdann nach den Vorſchriften der 
Strafprozeßordnung zu erfolgen hat. 

Wenn in den Zoll- und Steuergeſetzen nicht ein Anderes beſtimmt iſt, 
ſteht die Anordnung und die Leitung von Durchſuchungen im Verwaltungswege 
dem Bezirksoberkontroleur, dem Bezirksoberinſpektor oder dem unterſuchenden 
Hauptamte zu. Die Ausführung erfolgt durch die damit beauftragten Zoll- und 
Steuerbeamten, welche ſich bei derſelben, wenn nicht reichsgeſetzliche Beſtimmungen 
entgegenſtehen, nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung zu richten und ſich 
durch einen ſchriftlichen Auftrag des anordnenden Beamten oder der anordnenden 
Behörde auszuweiſen haben. 

Eine Durchſicht der Papiere und Handelsbücher des von der Durchſuchung 
Betroffenen ſteht nur dem Richter zu. 

Andere Beamte find zur Durchſicht der aufgefundenen Papiere und Handels— 
bücher nur dann befugt, wenn der Inhaber derſelben die Durchſicht genehmigt. 
Anderenfalls haben ſie die Papiere und Handelsbücher, deren Durchſicht ſie für 
geboten erachten, in einem Umſchlage, welcher in Gegenwart des Inhabers oder 
deſſen Vertreters mit dem Amtsſiegel zu verſchließen ift, an den Richter abzuliefern. 
Derſelbe hat die zu einer Zuwiderhandlung in Beziehung ſtehenden Papiere und 
Handelsbücher der Verwaltungsbehörde mitzutheilen. 


$. 18. 


Für Beſchlagnahmen und Durchſuchungen in Landesſtempelſachen verbleibt 
es bei der Beſtimmung des F. 31 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
(Geſetz⸗»Samml. S. 413). 
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G. Vorläufige Feſtnahme. 
$. 19. 

In Betreff der vorläufigen Feſtnahme wegen einer Zuwiderhandlung greifen 
die 88. 127 bis 129 der Strafprozeßordnung Platz. Die Zoll- und Steuer⸗ 
beamten haben die im $. 127 Abſatz 2 daſelbſt vorgeſehene Befugniß. 

Der Beſchuldigte kann zuerſt der nächſten Zoll⸗ oder Steuerbehörde behufs 
ſeiner Vernehmung zugeführt werden. Dieſe hat denſelben ſofort in Freiheit zu 
fegen, wenn er fi) der Strafe unter Einzahlung des erforderlichen Geldbetrages 
unterwirft ($. 20) oder für Abgabe, Strafe und Koſten volle Sicherheit beſtellt 
oder ſich über ſeine Perſon ausweiſt und eine Sicherheitsleiſtung nicht erforderlich 
erſcheint. i 

Auf Verlangen iſt der Beſchuldigte unmittelbar dem zuſtändigen Amts⸗ 
richter vorzuführen. 


II. Freiwillige Unterwerfung. 
§. 20. 

Wenn der Beſchuldigte die Zuwiderhandlung und deren Thatbeſtand an 
Amtsſtelle vorbehaltlos einräumt, fo kann er ſich der in dem Protokolle feit- 
zuſetzenden geſetzlichen Strafe unter Verzicht auf Erlaß eines Strafbeſcheides ſofort 
unterwerfen. Wird in dieſem Falle die Geldſtrafe und der etwa an die Stelle 
der Einziehung tretende Werthbetrag mit den Abgaben und den Koſten des Ver⸗ 
fahrens nicht ſogleich zur Amtskaſſe eingezahlt, ſo iſt dem Beſchuldigten eine Friſt 
zu beſtimmen, binnen welcher er dies bei Vermeidung der Unwirkſamkeit der 
Unterwerfung zu bewerkſtelligen hat. Verlängerung der Friſt iſt zuläſſig. 

Iſt der Beſchuldigte noch nicht 18 Jahre alt, ſo iſt zur Gültigkeit der 
Unterwerfung, inſoweit es ſich nicht um Perſonen handelt, welche außerhalb des 
Deutſchen Reiches wohnen, die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters erforderlich. 

Die Unterwerfung kann bis zur Genehmigung durch die zuſtändige Ver⸗ 
waltungsbehörde ($. 21) widerrufen werden. Der Widerruf muß ſchriftlich oder 
zu Protokoll erklärt werden. 

$. 21. 

Die Unterwerfung bedarf der Genehmigung durch die zur Entſcheidung 
zuſtändige Verwaltungsbehörde. Die Unterwerfungsverhandlung erlangt mit 
dieſer Genehmigung die Wirkung eines vollſtreckbaren Strafbeſcheides und unter⸗ 
liegt alsdann der für einen ſolchen vorgeſchriebenen Stempelabgabe. a 

Die Genehmigung kann mit der Maßgabe erfolgen, daß, wo dies nach 
den beſtehenden Vorſchriften geboten oder zuläſſig iſt, die feſtgeſetzte Strafe herab: 

eſetzt wird. 
en Wird die Genehmigung verſagt, ſo iſt die Unterwerfungsverhandlung un⸗ 
wirkſam. 

Gr. 9932.) 
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II. Verfahren. 
A. Erſter Angriff. 


$. 22. 


Die Zoll⸗ und Steuerbeamten haben die Zuwiderhandlungen zu erforſchen 
und innerhalb ihrer Zuſtändigkeit alle keinen Aufſchub geſtattenden Maßregeln 
zu treffen, um die Verdunkelung der Sache zu verhüten. 


§. 23. 

Ueber jede dahin gehörende Ermittelungshandlung iſt ohne Verzug ein 
Protokoll aufzunehmen oder eine ſchriftliche Anzeige zu erſtatten. Das Protokoll 
oder die Anzeige iſt der zuſtändigen Unterſuchungsbehörde (F. J) einzureichen. 

Letztere iſt verpflichtet, bei Beſchlagnahmen dem Betroffenen auf Verlangen 
eine Abſchrift des Verzeichniſſes der in Verwahrung genommenen Gegenſtände 
auszuhändigen. 


B. Weitere Unterſuchung im Verwaltungswege. 


§. 24. 

Die Hauptämter haben die bei ihnen eingehenden Anzeigen und Protokolle 
in der Richtung zu prüfen, ob Anlaß zu ſtrafrechtlichem Einſchreiten wegen einer 
Zuwiderhandlung vorliegt. 

Ergiebt ſich dabei, daß der Thatbeſtand hinreichend aufgeklärt und die 
Sache zur Endentſcheidung reif iſt, ſo iſt letztere ohne Weiteres zu erlaſſen oder 
herbeizuführen. 

Anderenfalls iſt, wenn nicht die Sache zum gerichtlichen Verfahren ab— 
gegeben wird, der Sachverhalt in kürzeſter Form weiter feſtzuſtellen. Zu dieſem 
Zwecke können die Hauptämter von allen öffentlichen Behörden Auskunft ver 
langen und, vorbehaltlich der aus den Geſetzen ſich ergebenden Beſchränkungen, 
Ermittelungen jeder Art vornehmen oder durch die im F. 4 erwähnten Behörden 
und Beamten vornehmen laſſen. Auch können ſie die Hülfe der Ortspolizei— 
behörden in Anſpruch nehmen. 

Der F. 23 findet auch hier Anwendung. 


$. 25. 

Der Beſchuldigte iſt erforderlichenfalls zur Vernehmung zu laden. 

Wenn der Beſchuldigte auf die Ladung nicht erſcheint, ſo wird nach dem 
Ermeſſen des Hauptamtes oder der Provinzial-Steuerbehörde entweder die Sache 
zur gerichtlichen Entſcheidung abgegeben oder die Unterſuchung im Verwaltungs— 
wege fortgeſetzt. Iſt in letzterem Falle die Vernehmung zur Feſtſtellung des 
Sachverhalts angezeigt, ſo iſt ſie auf Antrag des Hauptamtes durch das Amts— 
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gericht des Wohn- oder Aufenthaltsortes zu bewirken, welches nöthigenfalls die 
Vorführung anzuordnen hat. 
$. 26. 

Der Einziehungsbetheiligte iſt zu dem Verfahren zuzuziehen, wenn es zur 
Ausführung der Einziehung einer Vollſtreckungshandlung gegen ihn bedarf oder 
wenn er ſich meldet. Das Gleiche gilt, ſoweit es ausführbar erſcheint, für die 
Fälle, in denen auf Grund geſetzlicher Beſtimmung die Einziehung ſelbſtändig 
verfügt werden ſoll. h 

Die Zuziehung hat durch Aufforderung zur Erklärung zu geſchehen, wenn 
nicht die Ladung zur Vernehmung geboten erſcheint. Leiſtet der Einziehungs⸗ 
betheiligte der Aufforderung oder der Ladung keine Folge, ſo iſt gleichwohl das 
Verfahren gegen ihn mit demjenigen gegen den Beſchuldigten fortzuſetzen. 


$. 27. 
Soweit nicht reichsgeſetzlich die Zuſtändigkeit der Gerichte eintritt, iſt auch 
die Zuziehung des Vertretungspflichtigen erforderlich, für welche §. 26 Abſatz 2 
gleichfalls maßgebend iſt. 
F. 28. 
Beſchuldigte, Einziehungsbetheiligte und Vertretungspflichtige können ſich 
durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Beauftragten vertreten laſſen. 
Die Verwaltungsbehörde iſt jedoch befugt, das perſönliche Erſcheinen des 
Beſchuldigten anzuordnen. 
3 
Zeugen find verpflichtet, den an fie von den Zoll- und Steuerſtellen erw 
gehenden ordnungsmäßigen Ladungen Folge zu leiſten und ſich, ſofern ihnen nicht 
geſetzliche Gründe zur Verweigerung des Zeugniſſes zur Seite ſtehen, von dieſen 
Stellen über ihre Wiſſenſchaft zur Sache zu Protokoll vernehmen zu laſſen. 
Wenn ein Zeuge ſeiner Pflicht nicht nachkommt, ſo gelangen die Beſtim⸗ 
mungen der $$. 50 und 69 der Strafprozeßordnung mit der Einſchränkung zur 
Anwendung, daß eine zwangsweiſe Vorführung des Zeugen und die in F. 69 
Abſatz 2 daſelbſt vorgeſehene Erzwingung des Zeugniſſes durch Haft nicht 
attfindet. 
sa Zur Feſtſetzung und Vollſtreckung der Strafe gegen eine Civilperſon iſt 
das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk der Zeuge wohnt oder ſich aufhält. 
$. 30. 
Die Berechtigung zur Verweigerung des Zeugniſſes richtet ſich nach den 
§§. 51 bis 55 der Strafprozeßordnung. 
$. 31. 
Für Sachverſtändige, deren Auswahl und Ernennung durch das unter⸗ 
ſuchende Hauptamt erfolgt, find die Vorſchriften der $$. 75 bis 77 der Strafe 
Geſeh · Samml. 1897, (Nr. 9932. 48 
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prozeßordnung maßgebend. Zur Erſtattung des Gutachtens iſt auch derjenige 
verpflichtet, welcher ſich vor der Verwaltungsbehörde zu derſelben bereit erklärt hat. 
Der F. 29 Abſatz 3 iſt entſprechend anwendbar. 


$. 32. 

Eine Weiten; der Zeugen und der Sachverſtändigen findet bei ihrer 
Vernehmung vor der Verwaltungsbehörde nicht ſtatt. 

Erachtet die Verwaltungsbehörde die Beeidigung eines Zeugen oder eines 
Sachverſtändigen für erforderlich, fo iſt gemäß K. 8 des Reichsgeſetzes über den 
Beiſtand bei Einziehung von Abgaben und Vollſtreckung von Vermögensſtrafen 
vom 9. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 256) das Amtsgericht des Wohn⸗ oder 
Aufenthaltsortes des Zeugen oder des Sachverſtändigen um deſſen eidliche Ver⸗ 
nehmung zu erſuchen. 

F. 33. | 

Zeugen und Sachverſtändige erhalten auf Verlangen eine Entſchädigung 
nach Maßgabe der §§. 70 und 84 der Strafprozeßordnung. 

Die Feſtſetzung der zu gewährenden Beträge erfolgt durch die Verwaltungs⸗ 
behörde, vor der die Verhandlung ſtattgefunden hat. Gegen die Feſtſetzung iſt 
nur Beſchwerde an die Provinzialſteuerbehörde zuläſſig. 


C. Entſcheidung. 
$. 34. 

Nach Abſchluß der Unterſuchung im Verwaltungswege ſind in den zur 
Zuſtändigkeit der Gerichte gehörigen oder dieſen zur Entſcheidung zu überlaſſenden 
Strafſachen die Verhandlungen an die zuſtändige Staatsanwaltſchaft abzugeben. 

Anderenfalls erfolgt die Entſcheidung im Verwaltungswege. 


$. 35. 
Findet die zuſtändige Verwaltungsbehörde die Anwendung einer Strafe 
nicht begründet, ſo verfügt ſie die Einſtellung des Verfahrens und ſetzt hiervon 
den Beſchuldigten in Kenntniß, wenn er als ſolcher vernommen iſt. 


$. 36. 

Der Strafbeſcheid muß außer der Feſtſetzung der Strafe und den im $. 459 
der Strafprozeßordnung vorgeſehenen Erforderniſſen die Entſcheidungsgründe und 
die Belehrung über das Rechtsmittel im Verwaltungswege enthalten. 

Im Falle des F. 26 iſt in dem Strafbeſcheid zugleich über die Verpflich⸗ 
tung des Einziehungsbetheiligten, die von dem Beſchuldigten verwirkte Einziehung 
gegen ſich gelten zu laſſen, zu befinden. 

Ebenſo hat ſich der Strafbeſcheid in den zuläſſigen Fällen über die Ver⸗ 
tretungsverbindlichkeit auszuſprechen. 1 
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: Iſt die Zuziehung des Einziehungsbetheiligten oder des Vertretungspflichtigen 
im Verwaltungs- oder gerichtlichen Verfahren unterblieben, fo kann die Ent⸗ 
ſcheidung gegen ſie, ſoweit nicht reichsgeſetzlich die Zuſtändigkeit der Gerichte Platz 
greift, nachträglich, nöthigenfalls nach weiterer Erörterung der Sachlage, durch 
beſonderen Strafbeſcheid getroffen werden. 


$. 37. 


Der Strafbefcheid ift dem Beſchuldigten, in den Fällen der Abſätze 2, 3, 4, 
des §. 36 auch den ſonſtigen bei der Entſcheidung betheiligten Perſonen durch Zu— 
ſtellung oder durch Verkündung (Eröffnung zu Protokoll bekannt zu machen. 

In den Fällen des F. 20 Abſatz 2 hat die Bekanntmachung außer an den 
Beſchuldigten an den geſetzlichen Vertreter deſſelben zu erfolgen. Bei Einziehungs⸗ 
betheiligten und Vertretungspflichtigen kommen die in §. 157 der Civilprozeß⸗ 
ordnung für die Zuſtellung gegebenen Vorſchriften auch für die Verkündung zur 
Anwendung. 


D. Rechtsmittel. 


F. 38. 

Der Beſchuldigte, der Einziehungsbetheiligte und der Vertretungspflichtige, 
ſowie die geſetzlichen Vertreter dieſer Petſpfen können gegen den Strafbeſcheid, 
wenn fie nicht auf gerichtliche Entſcheidung antragen, die Beſchwerde im Ver⸗ 
waltungswege ergreifen. 

Hat der geſetzliche Vertreter die Beſchwerde und der von ihm Vertretene 
den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung rechtzeitig und formgerecht angebracht 
oder iſt das Umgekehrte der Fall, ſo iſt die Beſchwerde wirkungslos, wenn nicht 
der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zurückgenommen wird. 


§. 39. 


Die Beſchwerde iſt binnen einer Woche nach der Bekanntmachung des Straf: 
beſcheides bei der Behörde, welche den Strafbeſcheid erlaſſen, oder bei derjenigen, 
welche ihn bekannt gemacht hat, ſchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. Die 
Einlegung bei der Beſchwerdebehörde genügt zur Wahrung der Friſt. 


$. 40. 


Gegen die Verſäumung der Beſchwerdefriſt iſt unter den in §. 44 der Straf— 
prozeßordnung bezeichneten Vorausſetzungen Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
uläſſig. 
= Wieſelbe iſt bei einer der in §. 39 bezeichneten Behörden nachzuſuchen. Im 
Uebrigen findet §. 45 der Strafprozeßordnung Anwendung. 
Ueber das Geſuch um Wiedereinſetzung entſcheidet die Beſchwerdebehörde. 
(Nr. 9932.) 48* 
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E. Verfahren bei Beſchwerden. 


F. 41. 


Die Beſchwerde kann binnen einer weiteren Woche nach Ablauf der Friſt 
zur Einlegung des Rechtsmittels bei einer der in $. 39 bezeichneten Behörden 
ſchriftlich oder zu Protokoll gerechtfertigt werden. 


F. 42. 
Die Verhandlungen werden nach Eingang der Rechtfertigungsſchrift oder 
Ablauf der Rechtfertigungsfriſt der zur Entſcheidung zuſtändigen Behörde vorgelegt. 
Vor der Entſcheidung können neue Ermittelungen angeſtellt werden. In 
Betreff des Verfahrens finden die $$. 24 bis 33 entſprechende Anwendung. 


§. 43. 

Der Beſchwerdebeſcheid kann den Strafbeſcheid aufrechterhalten, aufheben 
oder zu Gunſten des Beſchwerdeführers abändern. 

Eine Verſchärfung der Strafe iſt nicht zuläſſig. Jedoch kann die Sache, 
wenn ſich die fachliche Unzuſtändigkeit der vorentſcheidenden Behörde zur Straf: 
feſtſetzung ergiebt, unter Aufhebung des Strafbeſcheides an die zuſtändige Be— 
hörde zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung verwieſen werden. Iſt die 
Beſchwerdebehörde ſelbſt zur Entſcheidung zuſtändig, ſo hat ſie letztere, nöthigen— 
falls nach weiterer Unterſuchung, beſonders zu erlaſſen. 


$. 44. 


Der Beſchwerdebeſcheid iſt mit Gründen zu verſehen und dem Beſchwerde— 
führer durch Zuſtellung oder Verkündung bekannt zu machen. 


III. Koſten des Verfahrens. 


$. 45. 


Für das Verfahren im Verwaltungswege kommen außer den Stempel⸗ 
abgaben nur baare Auslagen nach Maßgabe der $$. 108, 109 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juni 1895 Geſetz-Samml. S. 203) zum Anſatz. 


$. 46. 


Jeder Strafbeſcheid und jeder Beſchwerdebeſcheid muß darüber Beſtimmung 
treffen, von wem die Koſten des Verfahrens zu tragen ſind. 

Wenn über die Höhe oder die Nothwendigkeit der Auslagen Streit entſteht, 
ſo erfolgt hierüber beſondere Entſcheidung durch das unterſuchende Hauptamt, 
gegen welche nur Beſchwerde an die Provinzialſteuerbehörde zuläſſig iſt. 


ang 


$. 47. 

Die Koſten des Verfahrens, mit Einſchluß der durch die Strafvollſtreckung 
entſtehenden, hat der Beſchuldigte zu tragen, wenn er im Verwaltungswege in 
Strafe genommen wird. f N 

Mehrere Beſchuldigte haften als Geſammtſchuldner. Dies gilt indeſſen 
0 von den Stempelbeträgen und den durch die Strafvollſtreckung entſtehenden 
oſten. 

Handelt es ſich bei einem Verwaltungsſtrafverfahren um mehrere Zuwider— 
handlungen, während nur in Anſehung eines Theils Straffeſtſetzung erfolgt, ſo 
iſt der Beſchuldigte, wenn durch die übrigen Straffälle beſondere Auslagen ent⸗ 
ſtanden ſind, von deren Tragung zu entbinden. 

Einem nicht beſtraften Beſchuldigten ſind nur ſolche Koſten aufzuerlegen, 
welche er durch ſein grobes Verſchulden verurſacht hat. Die Auferlegung erfolgt 
durch Verfügung des unterſuchenden Hauptamts, gegen welche die Beſchwerde an 
die Provinzialſteuerbehörde zuläſſig iſt, wenn nicht auf gerichtliche Entſcheidung 
angetragen wird. Auf die gerichtliche Entſcheidung finden die Beſtimmungen im 
§. 501 Abſatz 2, 3 der Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


F. 48. 
Der Einziehungsbetheiligte als ſolcher hat Koſten nicht zu zahlen, ſoweit 
nicht §. 49 anwendbar wird. 
Die Verpflichtung zur Koſtentragung für den Vertretungspflichtigen richtet 
ſich nach den Zoll- und Steuergeſetzen. 
Sind durch das Verfahren gegen einen Vertretungspflichtigen beſondere 
Koſten erwachſen, fo fallen dieſe ihm bei Feſtſetzung feiner Verbindlichkeit zur Laſt. 


$. 49. 
Die Koſten einer zurückgenommenen oder erfolglos eingelegten Beſchwerde 
treffen den Beſchwerdeführer. Hatte die Beſchwerde theilweiſen Erfolg, ſo kann 
die entſcheidende Behörde die Koſten angemeſſen vertheilen. 


$. 50. 

Der Beſchuldigte oder der e 9 „gegen welchen eine Strafe 
oder die Vertretungspflicht gerichtlich rechtskräftig feſtgeſetzt wird, hat die durch 
das Verfahren im Verwaltungswege entſtandenen Koſten nach Maßgabe der 
$$. 47, 48 ebenfalls zu tragen. 

Die Feſtſetzung der letzteren erfolgt gemäß §. 46 Abſatz 2. 


$. 51. 
Stirbt ein Koſtenpflichtiger vor eingetretener Vollſtreckbarkeit der Entſcheidung, 
ſo haftet ſein Nachlaß nicht für die Koſten. 
Or. 99329 
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IV. Straſfpollſtreckung. 
642 
Strafbefcheide werden, wenn auf die Einlegung der zuläffigen Rechtsmittel 
verzichtet oder die formgerechte Einlegung innerhalb der geſetzlichen Friſt unterlaſſen 
oder das angebrachte Rechtsmittel zurückgenommen iſt, vollſtreckbar. 
Beſchwerdebeſcheide ſind ohne Weiteres vollſtreckbar. 


$. 53. 

Ein vollſtreckbarer Strafbeſcheid oder Beſchwerdebeſcheid hat die Wirkung 
eines rechtskräftigen Urtheils, insbeſondere findet wegen derſelben That eine fernere 
Anſchuldigung nicht ftatt, wenn nicht die That eine ſtrafbare Handlung darſtellt, 
zu deren Beſtrafung die Verwaltungsbehörden nicht zuſtändig ſind. 

In letzterem Falle iſt die Vollſtreckung des Straf- oder des Beſchwerde⸗ 
beſcheides während des gerichtlichen Verfahrens einzuſtellen. Nimmt in dieſem 
Verfahren das Gericht rechtskräftig feine Zuſtändigkeit an, fo tritt der Straf, 
oder der Beſchwerdebeſcheid außer Kraft. 


§. 54. 

Die Vollſtreckung der Straf- und der Beſchwerdebeſcheide ſowie der Koſten⸗ 
entſcheidungen liegt den Hauptämtern ob, welche dabei nach Maßgabe der Be- 
ſtimmungen über das Verwaltungszwangsverfahren zu verfahren haben. 

Zur Beitreibung von Geldſtrafen darf ohne Zuſtimmung des Beſtraften, 
inſofern dieſer ein Deutſcher iſt, kein Grundſtück verſteigert werden. Die zwangs⸗ 
weiſe Eintragung der Geldſtrafen im Grund- oder Hypothekenbuche iſt jedoch 
uläſſig. 

i §. 55. 

Die Veräußerung der Einziehungsgegenſtände wird ohne Unterſchied, ob 
die Entſcheidung im Verwaltungswege oder im gerichtlichen Verfahren erfolgt iſt, 
von den Hauptämtern nach den Vorſchriften über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren bewirkt. 

$. 56. 

Beigetriebene oder eingezahlte Beträge werden zunächſt auf die verwirkte 

Strafe, alsdann auf die Koſten des Verfahrens verrechnet. 


§. 57. 

Kann die in einem vollſtreckbaren Straf- oder Beſchwerdebeſcheide feſtgeſetzte 
Geldſtrafe von dem Beſchuldigten nicht beigetrieben werden, ſo hat das Haupt⸗ 
amt die Umwandlung der Strafe gemäß F. 463 der Strafprozeßordnung herbei— 
zuführen, wenn dieſe Umwandlung nach den geſetzlichen Beſtimmungen ſtatthaft 
und gegebenenfalls auf die Geltendmachung der Vertretungsverbindlichkeit ver- 
zichtet iſt. 
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Außerhalb des Deutſchen Reichs wohnende Perſonen, von welchen eme 
Geldſtrafe nicht eingezogen werden kann, dürfen, wenn nicht die Umwandlung in 
Freiheitsſtrafe unzuläſſig iſt, beim Betreffen im Inlande von den Zoll- oder 
Steuerbeamten feſtgenommen, müſſen aber ohne Verzug der gerichtlichen Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörde zur Vollſtreckung der an die Stelle tretenden Freiheitsſtrafe 
vorgeführt werden. Die gerichtliche Strafvollſtreckungsbehörde kann den Feſt⸗ 
genommenen, ſofern die Umwandlung der Geldſtrafe noch nicht ſtattgefunden hat, 
bis zur Rechtskraft der alsdann ſofort herbeizuführenden Entſcheidung über dieſelbe 
in Haft behalten, welche letztere auf die feſtzuſetzende Freiheitsſtrafe unverkürzt 
anzurechnen iſt. 


V. Schlußbeſtimmungen. 


§. 58. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind gleichmäßig anwendbar auf Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Beſtimmungen über die Schlachtſteuer, welche nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes über die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer vom 
25. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 222) als Gemeindeſteuer forterhoben wird, 
und über die Wildpretſteuer in ſchlachtſteuerpflichtigen Städten, inſoweit nicht die 
Verwaltung dieſer Steuern von den Gemeinden ſelbſt übernommen iſt. In 
letzterem Falle finden, inſofern nicht $. 82 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 152) Platz greift, bezüglich des Verfahrens 
ſowie der Zuſtändigkeit zur Straffeſtſetzung und Anordnung von Einziehung die 
Vorſchriften in $. 81 Abſatz 2 und 3 daſelbſt Anwendung. 


$. 59. 
Das Verfahren in den Fällen der $$. 17 und 22 des Geſetzes zum Schutze 
der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 441) richtet 
ſich ebenfalls nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


F. 60. 

Die auf die Feſtſetzung der Landesſtempelſtrafen gegen Beamte und Notare 
durch die ihnen vorgeſetzte Aufſichtsbehörde bezüglichen Beſtimmungen, insbeſondere 
die Vorſchriften des §. 19 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 Geſetz⸗ 
Samml. S. 413), bleiben mit folgenden Maßgaben in Kraft: 

a) Die Unterſuchung und Feſtſetzung der Strafe erfolgt gegen Gerichts⸗ 
beamte und Notare durch den Präſidenten des Landgerichts, gegen 
ſonſtige unmittelbare Staatsbeamte durch den Vorſteher der für den 
Verwaltungszweig beſtellten Provinzialbehörde und gegen mittelbare 
Staatsbeamte durch den Präſidenten der Regierung, in Berlin durch 
den Polizeipräſidenten, inſoweit nicht eine den hiernach zur Entſchei⸗ 
dung berufenen Beamten vorgeſetzte Behörde nach dieſen Beſtimmungen 
zuſtändig iſt. 

(Fr. 0932.) 
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b) Gegen unmittelbare Staatsbeamte eines Verwaltungszweiges, für welchen 
eine Provinzialbehörde nicht beſteht, erfolgt die Unterſuchung und 
Feſtſetzung durch den Vorſteher der zunächſt vorgeſetzten Dienſtbehörde. 

Ueber die Beſchwerde entſcheidet derjenige Miniſter, welcher der ſtraffeſtſetzenden 

Behörde für den Verwaltungszweig, dem der Beamte angehört, vorgeſetzt iſt. 

Im Uebrigen ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes maßgebend. 


$. 61. 
Auf die in den Steuergefegen vorgeſehenen Erzwingungs- und Vertrags 
ſtrafen ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht anwendbar. 
Die Militärgerichtsbarkeit wird nicht berührt. Das Gleiche gilt für das 
Verwaltungsverfahren in Verkehrsabgabenſtrafſachen. 


$. 62. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1897 in Kraft. 

Daſſelbe findet auf alle an dieſem Tage anhängigen, hierher gehörigen 
Verwaltungsſtrafſachen Anwendung, ſofern der Strafbeſcheid noch nicht bekannt 
gemacht iſt. 

§. 63. 

Vom 1. Oktober 1897 find alle auf das Verwaltungsſtrafverfahren bei 
den betroffenen Zuwiderhandlungen bezüglichen landesgeſetzlichen Vorſchriften auf— 
gehoben, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetz aufrechterhalten ſind. 

Soweit in anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen der aufgehobenen Geſetze 
verwieſen wird, treten die entſprechenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes an die Stelle. 


$. 64. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt und 
zum Erlaß von Ausführungsvorſchriften ermächtigt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Molde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1897. 


(J. S.) Wilhelm. 
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